
Entwicklungspolitik als innenpolitisches Problem
VO  Z LEFRINGHAUSEN

Im Memorandum vA LV. Welthandelskonferenz in Nairobi(haben
die beiden Kirchen betont, daß sS1e nıcht Anwalt für dieses oder jenes Wırt-
schaftssystem seıen, da{fß s1e aber als Kırchen 1n eiınem Land der Marktwirtschaft
zumiıindest bemüht seın müßten, da{fß die Forderung nach mehr Marktwirtschaft
bzw. die Forderung nach internationaler Marktwirtschaft ehrlicher werde. Man
kann, dieses Memorandum, nıcht die Versuche der Entwicklungsländer, Roh-
stoftkartelle bılden, als Gefährdung VO  } Marktwirtschaft brandmarken, WenNnn

INa  - nıcht 1MmM gleichen Atemzug die zahlreichen Exportkartelle der Industrie-
natıonen beanstandet. Man kann auch nıcht die Entwicklungsländer aut mehr
Marktwirtschaft verpflichten wollen, WEn INa  } die den Markt beeinträchtigen-
den Zölle der Industrienationen drastisch senkt oder nıcht gleichzeitig sıch für
Korrekturen iın der europäischen Agrarmarktordnung einsetzt. Die Kırchen 11165-

sen also die Industrienationen ihren eigenen Ansprüchen un zeigen auf, da{fß
Marktwirtschaft zunächst Selbstverpflichtung taırem Welthandel bedeutet un:
da{ß sıie keineswegs gylaubhaft ist, wenn s1e MmMi1t einem Vertrag vergleichbar 1St,
den Storch un Frosch miteinander schließen und iın dem s1e sıch gegenselt1g
Freiheit der Nahrungsmittelsuche gewährleisten. Es spricht theologisch und polı-
tisch ein1ıges für ein solches Vorgehen der Kırchen, die eigenen Ansprüche der
Marktwirtschaft z Ma(stab kritischer Rückfragen wählen Da dieses
Memorandum auf die Welthandelskonferenz abgestellt WAär, waäare sinnlos -
T, Grundsatzdebatten über Planwirtschaft un Marktwirtschaft ühren,
denn keine Delegatıon hätte Vollmacht gehabt, darüber in Nairobi eNTt-
scheiden. Es ware nıcht 1im Interesse der Entwicklungsländer SCWESCH, durch die
Flucht in Grundsatzdebatten konkrete Entscheidungen umgehen.

Heınz Koppe wirft den Kirchen VOT, s1e glaubten 1M Naıv erscheinender
Weıse“, die Unterentwicklung SanzZzer Kontinente mMIit dem Wundermiuittel Markt-
wirtschaft lösen können (epd Entwicklungspolitik Mıt keinem Wort
haben die Kırchen das behauptet. S1e haben aber darauf hingewiesen, da{fi
ganz bestimmt kein Beıitrag An Entwicklung se1n kann, Marktwirtschaft ımmer
dann fordern, WEeNnNn Interessen der Industrienationen geht, und Markt-
wirtschaft denaturieren, WEeNn z. B die Importe Aaus den Entwicklungsländern
einheimische Produkte gefährden.
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epd-Entwicklungspolitik erhebt 1n Nr 7/76 den Vorwurf, die Kirchen würden
jede Orm VO  e Handel MI1t den Entwicklungsländern gutheißen, und zıtlert
dagegen ıne schweizerische Stimme, die unterscheidet zwıschen Handel, der der
Entwicklung a  nutzt, und solchem, der den Entwicklungsländern durchaus schadet.
Be1 SCHAUCFK Lektüre ware aufgetallen, da{fß sıch WwI1e ein Faden durch das
Memorandum die Feststellung zıeht, Handel se1 1Ur bestimmten Bedin-
Zungen sinnvoll. Dıie Bedingungen werden 1mM einzelnen ZCENANNT., Oftensichtlich
asteln WIr immer noch heber Feindbildern, als dafß WIr das FÄRSE Kenntnis
nehmen, W as der andere Sagt Daran haben die Ergebnisse der Friedens- und
Konfliktforschung selbst be] denen, die S1e vertreten, nıcht viel geändert. Das
Memorandum weIlst eindringlich darauft hın, dafß u1ls durch die Industrialisie-
rung der Entwicklungsländer eın Strukturwandel bevorsteht, der 1m Interesse
der Entwicklungsländer nıcht aufgehalten werden darf Die Kırchen planen
gemeınsam einen entwicklungspolitischen Kongreifß, be] dem VOTL allem
dieses ınnenpolitisch kontroverse Thema geht. Dıie Parteıen verschweigen AUS

wahltaktischen Gründen dieses Problem ımmer wieder und bitten auf zahl-
reichen Akademietagungen die Kırchen, doch den Mut haben, dieses Thema
1n die politische Oftentlichkeit bringen. Dıie Vorbereitungen dazu haben be-
ONNECN. Doch wenn die Kıiırchen Unternehmer un Gewerkschaften auf das
Strukturthema ansprechen wollen, werden diese vermutlich gyrinsend die Nr. 4/76
der Dritte-Welt-Information VO epd Aaus der Tasche zıehen, in der nachgewie-
SCIH werden soll, da{ß Strukturwandel eigentlich unnötig sel, weıl Ja doch der
Dritten Welt nıcht hıilft Zur Begründung werden volkswirtschaftliche alb-
wahrheiten aneinandergereıht, die weder dem Stand der Diskussion entsprechen
noch den Forderungen, die die Entwicklungsländer nıcht zuletzt auch auf den
ökumenischen Konferenzen 1in Montreux erhoben haben Wenn die Christen Aaus

den Entwicklungsländern bei u1ls lesen, da{ß WIr den Bestand unserer Beschäfti-
Sung retten wollen, iındem WIr MIit linken und rechten Argumenten NseTre

Märkte abriegeln, werden s1e unserer Lernfähigkeit erheblich zweiıteln.
Auf allen internationalen Konferenzen haben die Entwicklungsländer bisher

SESARL: Es wıird sıch keine ennenswerte Entwicklung bei uns vollziehen können,
WECNN die Industrienationen nıcht bereit sınd, ihre Märkte für ATSGLG Produkte

öffnen. Das INAas Schrumpfungsprozesse für einzelne Branchen, die uUuNserer

Nıedrigpreiskonkurrenz nıcht gewachsen sind, auslösen, doch da der Struktur-
wandel langfristig Industrienationen und Entwicklungsländern nutzt, 1St das
das mındeste dessen, W as WIr VO  - den Industrienationen erwarten können.

Doch Strukturbereinigung iSt nıcht 1Ur das mindeste, sondern auch das
schwerste. Es 1St leichter, 1n Übersee Hılte leisten, als Schrumpfungsprozesse
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einzelner Wirtschaftssektoren mi1t all ihren innenpolitischen Komplikationen hın-
zunehmen oder gar aktiv vorwegzunehmen.

Die Entwicklungspolitik, iınsbesondere das Engagement der Kıirchen, hat
bisher viel Wıllen aktiviert. Miıt Wıillen allein ßr sıch aber nıcht
einmal eın Motorrad reparıeren, geschweige denn as, W1e die Kompliziert-
heit eines Strukturwandels einleiten. Wenn moralisierende Stimmen dazu über-
gehen, aggressiv-eiıternd 1M Namen der Entwicklungsländer überzogene oder
auch IELLA: ungeschickt strukturpolitische Forderungen vorzutragen, dann werden
s1e den Strukturwandel eher verhindern als Öördern. Andererseits darf das Struk-
LUr- un: das Anpassungsproblem der Europäischen Wirtschaft Aaus dem entwick-
lungspolitischen Horizont der Kırchen nıemals ausgeblendet werden. Es nımmt
1M Memorandum der beiden Kirchen UNCTIAD eiınen breiten Raum eın
un: wiıird das zentrale Thema des Entwicklungskongresses se1nN, den die Kirchen
für 1978 planen.

Strukturprobleme geben uns nıcht 1Ur die Entwicklungsländer auf, das Kieler
Institut für Weltwirtschaft schätzt bis 1985 ine jährliche Freisetzung VvVon

35 01010 bis 01010 Arbeitnehmern in der Bundesrepublik durch Importe AUuUSs Ent-
wicklungsländern. Da die Entwicklungsländer dadurch Devisen verdienen und
mMi1t diesen Devısen Maschinen bei unNns kaufen, entstehen Jährlich etwa 01010
Arbeitsplätze durch Exporte 1ın die Entwicklungsländer. Es bleibt also eın Saldo
VO  3 01010 bis 01010 Freisetzungen. Wenn INa  . davon ausgeht, daß die VO

Konjunkturtief bereinigte Sockelarbeıitslosigkeit be1 4010 01010 liegen wırd, würde
die VO  3 Importen aus den Entwicklungsländern verursachte, überwiegend VOI-

übergehende Arbeıitslosigkeit bıs 59/9 dermArbeitslosigkeit ausmachen.
Dieser Prozentsatz 1St sehr geriıng, VOL allem dann, WenNn INa bedenkt, da{ß die
Exportchancen der deutschen Industrie ohne billige Zulieferteile AaUus den Ent-
wWicklungsländern wesentlich sinken würden. Der Exportertolg der Japanischen
Industrie 1St nıcht zuletzt daraut zurückzuführen, da{fß die Japaner weitgehend
Zulieferteile in den Entwicklungsländern i{ertigen lassen. FEıne exportorien-
tıerte Wırtschatt w1e die unsrıge würde die Arbeıitsplätze gefährden, WenNn S1E 1
Glauben, Arbeıitsplätze dadurch sichern, den Markt für Waren aus den Ent-
wicklungsländern SpEerITt.

Diese Hınvweise siınd notwendig, weıl innenpolitisch viel daran liegt, das
Thema Strukturwandel entdramatisieren und verhindern, dafß alle Ängste
un: polıtischen Wıderstände, die der Strukturwandel auslöst, auf die Entwick-
lungsländer gelenkt werden.

Wenn INa  . nach den Konsequenzen Iragt, die der Strukturwandel MIt sich
bringt, dann wird oft mMi1t einem Katalog VO  3 Forderungen g  ‚wortet, die alle
mit den Worten beginnen: Der Staat sollte bewundere diesen ungebro-
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chenen Glauben die Möglichkeiten des Staates ın einer Zeıt, in der gleich-
zeit1g un: MI1t Gründen dıe These vVvon der zunehmenden Unregierbarkeit
der Gesellschaft diskutiert wiırd. Der Staat wird sowohl VO  . den Betroftenen des
Strukturwandels angerufen als auch VO  3 denen, die iıh tordern. Wer die acht-
verhältnısse abschätzt, wırd davon ausgehen, da{ß der Staat eher genel1gt 1st,
Strukturerhaltung als Strukturwandel betreiben. Der AaNONYMEC un!: deshalb

mehr Härte tahıge Markt 1St weıt eher 1in der Lage, Strukturwandel be-
treiben als die VO  } zahllosen Rücksichtnahmen gepragte Willensbildung des
Staates. Wer Strukturwandel Öördern will, darf eshalb nıcht nach mehr StaEt:
sondern mu{ß nach mehr Markt rufen. Keıine Regierung annn sıch leisten, ıne
arbeitsintensive un deshalb wahlpolitisch ınteressante Branche mMi1t dem Impera-
ELV der Schrumpfung elegen, der Markt jedoch kann und Tut CS, sofern
nıcht durch öftentliche Erhaltungssubventionen oder zollpolitische Handels-
hemmnisse daran gehindert wird. Dıie Subventionsbereiche der Bundesrepublik
der etzten Jahre CN AauS, dafß höchstens 1090 der Subventionen dem Aufbau

Fertigungsbetriebe dienten un da{ß 90 0/9 als Erhaltungssubventionen —

zusehen sind. Es 1St eshalb ine erhebliche Akzentverschiebung ın der Subven-
tionspolitik notwendig. Da zahlreiche Subventionen der Regionalförderung
dienen, ISt LLUTr schwer auszumachen, welche Branchen etztlich mi1t diesen Mitteln
begünstigt wurden. ıne wesentliche Forderung ware deshalb die nach einer csek-
toralen Subventionsstatistik.

Die Weltwirtschaft entwickelt sich sprunghaft. Niemand ann abschätzen,
welche Waren 1n welchen Mengen die Staatshandelsländer autf den Weltmarkt
werten. Ferner haben innerhalb wenıger Jahre die Olländer iıne petrochemische
un: ine stahlerzeugende Industrie aufgebaut, die ebenfalls aut dem Weltmarkt
LU Daten setizen werden. Schließlich x1bt Unsicherheiten 1ın der Rohstoff-
VErISOTSUNSG. Das übertordert die Prognosetfähigkeıit der einzelnen Unternehmen
un auch der staatlichen Wirtschaftspolitik bıs hın den Bundes- un Landes-
raumordnungsprogrammen. Die oft un: mit echt geforderte Arbeitsmarktpla-
Nung kann deshalb auch 1U  _ auf sehr schwankendem Boden geschehen. Diese
Prognoseunsicherheit veranla{lt das Kieler Institut für Weltwirtschaft, Negatıv-
listen für Schrumpfungsbranchen, nıcht aber Positivlisten für Wachstumsbran-
chen aufzustellen. Da Wachstumsbranchen qualitativ höhere Anforderungen
die Beschäftigten stellen als die arbeitsintensiven Branchen, 1St ine bıldungs-
politische Vorbereitung War wichtig, konkret aber NUr schwer realisieren.

Wenn Investitionsmeldungen yäbe, die Hınweise autf die langfristige Pla-
NUunNng der Unternehmen geben könnten, ware manches leichter. Da solche nvesti-
tiıonsmeldungen aber als Vorstute ZUur Investitionslenkung aufgefaßt werden,
g1ibt erheblichen politischen Widerstand dieses wirtschaftspolitisch wich-
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tıge Instrument. Wegen der fehlenden Sektorprognose 1St ıne Berufsprognose
kaum möglıch. Es xibt 1Ur eine, Trendvermutung, die die Mef{fßS- un Regeltechnik,
die Datenverarbeitung, den Prozeßanlagebau, den Werkzeugmaschinenbau, die
Reaktortechnik un die Elektromedizin als wachstumsstark identifiziert. Da die
Prognosefähigkeit des Staates und der einzelnen Unternehmen beschränkt 1St,
könnte die Errichtung eines Sachverständigenrates DA Begutachtung des estruk-
turellen Wandels eın Schritt se1n, der Ausgewogenheıt und das notwendige
Ööftentliche Echo seiner Aussagen miıteinander verbinden könnte. In einem sol-
chen Sachverständigenrat müßten die Industrieverbände und die Gewerkschaften
durch Je eın Miıtglied vertireten se1n, da{fß die Kontroversen zwischen branchen-
politischen und volkswirtschaftlichen Aspekten jeweils verbandsintern 1Aa-

401 waren un die Getahr öffentlicher Demagogıe gemindert wırd. Dıieser Sach-
verständigenrat dürfte nıcht LU vorhandenen Strukturwandel analysıeren, SOIN-
dern se1ne Hauptaufgabe bestünde darın, ıhn rechtzeitig signalisieren un:
Vorschläge ZUuUr Milderung der soz1alen Folgen vorzulegen.
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